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FREIE WAHLER

Praambel

1. Die Mitglieder der politischen Vereinigung FREIE WAHLER Niedersachsen kommen zum groBen
Teil aus unabhdngigen Freien Wahlergruppen, Freien Wahlergemeinschaften und
Biirgerinitiativen. Sie wollen den Einfluss der Basis auf politische Entscheidungen verbessern
helfen. Sie setzen sich fiir eine transparente und biirgernahe Politik ein.

Dazu gehoren die Direktwahl des Ministerprasidenten sowie Volksbegehren und Volksentscheide
nicht nur auf der kommunalen Ebene.

Ihre Mitglieder sind weder weltanschaulich noch ideologisch festgelegt und verstehen sich als
verantwortungshewusste unabhangige Biirgerinnen und Biirger. Die FREIEN WAHLER
distanzieren sich ausdriicklich von radikalen Stromungen und setzen sich fiir den Schutz aller
Lebewesen sowie einen respektvollen Umgang mit der Umwelt und der Natur ein. Sie wollen
sich aktiv an der politischen Willensbildung und an der Erfiillung landespolitischer Aufgaben
beteiligen und das Wohl der Einwohner von Niedersachsen fordern.

2. Die politische Arbeit dieserVereinigung ist gepragt vom klaren Bekenntnis zur demokratischen
Grundordnung und den Grundrechten des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland und
derVerfassung des Landes Niedersachsen.

3. Sie geben sich Grundsatze fiir ihr landespolitisches Handeln und stellen Kandidaten fiir die
Landeslisten zur Europawahl und zur Bundestagswahl, Direktkandidaten und Kandidaten fiir
die Landesliste zur Wahl zum Bundestag, dem Niedersdchsischen Landtag, sowie fiir die
kommunalen Parlamente auf.

4. Die FREIEN WAHLER anerkennen die lokale Autonomie und eigenstandige Arbeit der
Wahlergruppen und Biirgerinitiativen in den Landkreisen, Stadten und Gemeinden. Sie bieten
diesen auf Wunsch Beratung und Unterstiitzung.

Die FREIEN WAHLER Niedersachsen laden die Mitglieder und Sympathisanten der kommunalen
Wahlergruppen und Biirgerinitiativen ein, sich durch eine persénliche Mitgliedschaft in der
Landesvereinigung fiir deren landespolitische Ziele zu engagieren.

5. Die Grundsatze sind Ausdruck des gemeinsamen politischen Willens und werden mit einfacher
Mehrheit von der Mitglieder-/Delegiertenversammlung verabschiedet. Anderungen bediirfen
ebenfalls der einfachen Mehrheit der Delegiertenversammlung.

6. Die FREIEN WAHLER Niedersachsen bekennen sich zur Gleichstellung von Mann und Frau in
der Gesellschaft. Deshalb streben sie an, dass alle politischen Amter und Mandate ausgewogen
von Mannern und Frauen besetzt werden.

7. Mandatstrager der FREIEN WAHLER unterliegen keinem Fraktionszwang.
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1.1

1.2

1.3

1.4

2.1

FREIE WAHLER

(1

(2

3

1 Name und Sitz, Vereinszweck

Die politische Vereinigung fiihrt den Namen FR.I.-ZIE WAHLER Niedersachsen und ist ein
Gebietsverband der Bundesvereinigung FREIE WAHLER im Sinne des § 4 Abs. 2 des
Parteiengesetzes.

Sie hat ihren Sitz am Ort der Landesgeschaftsstelle.
Der Sitz der Landesgeschéftsstelle ist variabel, aber innerhalb des Geltungsbereiches von

Niedersachsen und wird anhand einfachen Mehrheitsbeschlusses durch den
Geschaftsfiihrenden Vorstand festgelegt.

Die Kurzbezeichnung der politischen Vereinigung lautet FREIE WAHLER.

(1

(2

3

(1

(2

Zweck der politischen Vereinigung FREIE WAHLER Niedersachsen ist

die Einflussnahme auf die politische Willensbildung im Sinne einer sachbezogenen, nicht
an ldeologie und Gruppenegoismen orientierten Politik unter Beachtung der im
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland enthaltenen Grundwerte,

an der Vertretung des Volkes in den Kommunalvertretungen, dem Niedersdchsischen
Landtag, dem Deutschen Bundestag und dem Europdischen Parlament mitzuwirken.

Das Tatigkeitsgebiet der politischen Vereinigung FREIE WAHLER ist das Gebiet des
Bundeslandes Niedersachsen.

Die politische Vereinigung FREIE WAHLER ist eine Vereinigung von Biirgern im Sinne des
Grundgesetzes und wirkt auf dessen Grundlage.

Die politische Vereinigung FREIE WAHLER verfolgt ausschlieBlich und unmittelbar
staatspolitische Zwecke.

Sie erstrebt keinen Gewinn; Spenden und Beitrdge diirfen nur zum satzungsmaBigen Zweck
verwendet werden.

2 Mitgliedschaft

Mitglied der politischen Vereinigung FREIE WAHLER kann jeder werden,

der die Grundsétze und die Satzung der politischen Vereinigung FREIE WAHLER anerkennt,
der das 14. Lebensjahr vollendet hat,

der deutscher Biirger oder fiir die Europawahlen wahlberechtigter Unionsbiirger ist oder
der in Niedersachsen seinen standigen Wohnsitz hat,

der nicht infolge Richterspruchs die Wahlbarkeit oder das Wahlrecht verloren hat,
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2.2

2.3

2.4

2.5

2.6

2.7

FREIE WAHLER

- der keiner anderen im Wettbewerb mit FREIE WAHLER stehenden Partei oder politischen
Vereinigung angehdrt und
- der niemals einer als extremistisch eingestuften Organisation angehort hat.

Abweichend zu 2.1 ist eine Doppelmitgliedschaft als natiirliche Person mit zu den FREIEN
WAHLERN gehérenden Landeswahlergruppen und Wahlergemeinschaften zuléssig, sofern diese
bei Wahlen nicht rassistisches, antisemitisches und/oder antidemokratisches Gedankengut
vertreten.

Mitglieder der politischen Vereinigung FREIE WAHLER kénnen nur natiirliche Personen sein.
Zum Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag erforderlich.

(1 Uber die Aufnahme entscheiden zwei Mitglieder des Vorstandes der Bundesvereinigung
nach Riicksprache mit dem Vorstand der Landesvereinigung Niedersachsen. Der
Bundesvorstand kann diese Aufgabe an mindestens zwei Mitglieder des Vorstandes der
Landesvereinigung Niedersachsen delegieren.

(2 Deutsche Staatsangehorige, die ihren Lebensmittelpunkt im Ausland haben, aber zum
Deutschen Bundestag wahlberechtigt sind, konnen ihre Mitgliedschaft beim Vorstand der
Bundesvereinigung beantragen. Sie werden Mitglied in der Landesvereinigung, sofern
bereits eine existiert, in der sie ihren letzten Wohnsitz innehatten.

(3 Die Mitgliedschaft wird schriftlich beim Vorstand des fiir den Wohnsitz oder gewdhnlichen
Aufenthaltsort zustandigen Gebietsverbandes der jeweils untersten Ebene auf dem von der
Bundesvereinigung FREIE WAHLER herausgegebenen Aufnahmeformular beantragt.
Dieser hat den Aufnahmeantrag unverziiglich an die Geschéftsstelle der Landesvereinigung
zu libermitteln und mitzuteilen, ob er die Aufnahme befilirwortet bzw. aus welchen Griinden
er eine Mitgliedschaft ablehnt.

(4 Die Aufnahme kann abgelehnt werden, wenn der Antragstel.l.er keine Gewahr fiir die
Anerkennung der Ziele der politischen Vereinigung FREIE WAHLER bietet bzw. deren
Ansehen schadet.

(5 Die Aufnahmeanzahl von ausldndischen Biirgern wird durch die gesetzlichen
Bestimmungen der Bundesrepublik Deutschland beschrankt auf die Minderheit aller
Mitglieder, so dass dies eine Ablehnung eines Aufnahmeantrages zur Folge haben kann.

Die Landesvereinigung kann die Mdglichkeit einer beitragsfreien Probemitgliedschaft iiber
einen befristeten Zeitraum von einem Jahr schaffen. Probemitglieder konnen an
Mitgliedsversammlungen teilnehmen und haben dort Rederecht. An Wahlen und Abstimmungen
diirfen sie jedoch nicht teilnehmen.

Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Austritt oder Ausschluss.
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FREIE WAHLER

2.8

2.9

2.10

2.11

3.1

3.2

Der Austritt ist ohne Angabe von Griinden jederzeit durch schriftliche Erkldrung an den Landes-
oder Bundesvorstand maglich.

Bei Beendigung der Mitgliedschaft findet unabhédngig von der Ursache eine Erstattung oder
Verrechnung von Mitgliedsbeitrdgen nicht statt.

Ein Mitglied kann ein Ruhen seiner Mitgliedschaft auch aus wichtigen Griinden selbst
beantragen.

Dieses ist vom gemeinsamen Ausschuss des Bundes- und Landesvorstands zu priifen und nur
bei triftigen Griinden abzulehnen.

Forderer

Unterstiitzer der Partei, die nicht Mitglied werden wollen, konnen Forderer der Partei werden.
Uber Beginn und Ende der Fordermitgliedschaft entscheidet das fiir Mitgliederaufnahme
zustandige Organ in sinngemédBer Anwendung der fiir die Mitgliedschaft geltenden Regeln. Die
Fordermitgliedschaft kann jederzeit durch einen Beschluss des zustdndigen Landesvorstands
aufgehoben werden.

Forderer zahlen einen Forderbeitrag. Die Hohe des Forderbeitrages ist in der Beitrags- und
Finanzordnung festgelegt.

Forderer erhalten Mitgliederinformationen und konnen als Gaste ohne Stimm- und Antragsrecht
zu Parteitagen zugelassen werden. Die zustandigen Parteigremien konnen beschlieBen, dass
ein Forderer mit beratender Stimme an Landesarbeitskreisen teilnehmen darf. Weitergehende
Mitgliederrechte, einschlieBlich der Anrufung der Schiedsgerichte, kénnen Forderer nicht
geltend machen.

3 Rechte und Pflichten der Mitglieder

Jedes Mitglied hat das Recht, an der politischen Willensbildung der politischen Vereinigung
FREIE WAHLER mitzuwirken und zwar

- durch Beteiligung an Beratungen, Wahlen und Abstimmungen,

- durch Antrdge im Rahmen der Gesetze und dieser Satzung in den Versammlungen der
politischen Vereinigung FREIE WAHLER,

- durch Beteiligung an der Aufstellung von Kandidaten und

- durch Bewerbung um eine Kandidatur im Rahmen einer 6ffentlichen Wahl, wie es die
Wahlgesetze vorschreiben.

Jedes Mitglied hat die Pflicht,

- fiir die Grundsitze und die Leitlinien der politischen Vereinigung FREIE WAHLER
einzutreten,
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FREIE WAHLER

- offentliche Auseinandersetzungen und solche innerhalb der politischen Vereinigung FREIE
WAHLER, auch solche zwischen Mitgliedern, sachlich und fair zu fiihren,

- die satzungsgemaB gefassten Beschliisse anzuerkennen und

- seine Mitgliedsbeitrage piinktlich zu entrichten.

3.3  Teilnahme-, Rede-, Antrags- und Stimmrecht

(1 Grundsatzlich hat jedes Mitglied der politischen Vereinigung FREIE WAHLER, welches
entweder an Mitgliederversammlungen, Delegiertenversammlungen, Ausschiissen,
Arbeitsgruppen und Organen teilnimmt, ein Rede-, Antrags- und Stimmrecht. N&heres
regelt die jeweilige Geschaftsordnung.

(2 Ein Mitglied kann neben seiner Stimme keine weiteren Stimmen vertreten.
(3 Die Ausiibung des Stimmrechtes bedingt die Erfiillung der Beitragspflicht gemaB 4.2.
3.4 Einsicht in Biicher

Kein Mitglied hat ohne ausdriicklichen Beschluss der Landesdelegiertenversammlung das
Recht, die Geschaftsbiicher oder Papiere des Landesvorstandes oder der Landesvereinigung
einzusehen oder sich aus ihnen Abschriften oder Ausziige anzufertigen oder eine Auskunft oder
Ubersicht iiber den Stand des Privatvermdgens zu verlangen. Hierdurch wird das Recht der
Delegierten, wahrend derTagung Einsicht in die Biicher zu nehmen, nicht beriihrt.

4 Beitrage und Finanzen

4.1 Es wird ein Mitgliedsbeitrag zur Mitgliedschaft in der Bundesvereinigung FREIE WAHLER
erhoben. Die Hohe bestimmt sich nach den Vorgaben der Bundesvereinigung. Der
Mitgliedsbeitrag ist jahrlich zu Beginn des Geschaftsjahres fallig. Aktives Mitglied der
Bundesvereinigung FREIE WAHLER und seiner Gliederungen kann nur sein, wer seinen
Mitgliedsbeitrag zum Falligkeitstermin geleistet hat.

4.2  Zahlt ein Mitglied nach zweimaliger Aufforderung und unter angemessener Fristsetzung den
Mitgliedsbeitrag nicht, ruht automatisch seine Mitgliedschaft bis zum Eingang des Beitrages
oder bis eine Entscheidung iiber die weitere Mitgliedschaft herbeigefiihrt ist. Wahrend der
Ruhezeit kann das Mitglied sein Mitgliederstimmrecht in keinem Gremium oder Organ der
FREIEN WAHLER ausiiben.

4.3 Ein Mitglied, das mit seinem Beitrag trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mehr als sechs
Monate im Riickstand ist, kann ausgeschlossen werden.

4.4  Mandatstrager von FREIEN WAHLERN im Europaparlament und im Deutschen Bundestag sowie
Inhaber von Regierungsdmtern auf Bundesebene haben neben dem satzungsgemdBen
Mitgliedsbeitrag Sonderbeitrage an die Bundesvereinigung zu leisten. Die Hohe wird durch den
Bundesvorstand bestimmt.
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4.5

4.6

5.1

5.2

5.3

5.4

FREIE WAHLER

Mandatstrager von FREIEN WAHLERN auf Landesebene haben adéquat zu 4.4 Sonderbeitriige
an die jeweilige Landesvereinigung zu leisten. Die Hohe wird durch den jeweiligen
Landesvorstand festgelegt.

(1 Die politische Vereinigung FREIE WAHLER ist verpflichtet, iiber ihre Einnahmen und
Ausgaben nach den gesetzlichen Grundsatzen der §§ 23 ff. ParteiG Rechenschaft
abzulegen, die Einnahme- und Ausgabearten darzulegen und den Rechenschaftsbericht in
den in § 19 ParteiG dafiir vorgesehenen Gremien fristgerecht einzureichen.

(2 Die Abgabe eines gepriiften Rechenschaftsberichtes i{iber die Herkunft und Verwendung der
Mittel erfolgt an den Prdsidenten des Deutschen Bundestages bis zum 30. September des
dem Rechnungsjahr folgenden Jahres.

(3 Uber die Einnahmen und Ausgaben sowie iiber das Vermdgen ist Buch zu fiihren.

(4 Weitere Regelungen werden in einer Beitrags- und Finanzordnung festgelegt.

5 Gliederung und Struktur
Die Landesvereinigung kann sich in Bezirks-, Kreis- oder Ortsvereinigungen gliedern.

Bezirksvereinigungen kénnen mehrere Landkreise (auch Regionen, z.B. Region Hannover oder
mehrere Landtagswahlkreise umfassen.

Eine Kreisvereinigung umfasst den jeweiligen Landkreis (oder Region, z.B. Hannover oder das
Gebiert von einem bis drei Landtagswahlkreisen.

In der Aufbauphase kann eine Kreisvereinigung auch das Gebiet von bis zu drei Landkreisen
umfassen.

Die Griindung neuer Untergliederungen bedarf der Anerkennung der nachst hdoherer
zustandiger Gebietsvereinigung. Die Griindung einer Gliederung bedarf eines Antrags der
Mehrheit der Mitglieder aus dem Gebiet der zu griindenden Gliederung, mindestens jedoch 7
Personen, an den Vorstand der ndchst hdéheren Gebietsvereinigung. Die Griindung der
Gliederung erfolgt dann auf einer vom geschaftsfiilhrenden Vorstand der nachst hdoheren
Gebietsvereinigung einzuberufenden Mitgliederversammlung, gerichtet an alle Mitglieder mit
Wohnsitz in der zu griindenden Gliederung. Zur Begriindung einer Gliederung bedarf es der
Zustimmung zur Geschéftsordnung der Gliederung mit einer Mehrheit von mindestens
Zweidrittel der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. Bei Beachtung aller formalen und
inhaltlichenVorgaben der Satzungen der Landes- und Bundesvereinigung hat derVorstand der
ndchst hoheren Gebietsvereinigung die Griindung der Gliederung anzuerkennen. Die Priifung
hat nach der Griindungsversammlung binnen eines Monats nach Vorlage der Geschaftsordnung
und des Griindungsprotokolls zu erfolgen. Anerkennt der Vorstand der ndchst hdheren
Gebietsvereinigung die Griindung der Gliederung, hat er dies durch einen schriftlichen Akt
gegeniiber der Landesgeschaftsstelle und gegeniiber der neuen Gliederung anzuzeigen.
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FREIE WAHLER

Un.tergliederungen unterliegen immer den Finanzordnungen der Landesvereinigung FREIE
WAHLER Niedersachsen.

5.5  Ein Mitglied der politischen Vereinigung FREIE WAHLER mit Wohnsitz in Niedersachsen kann
nur der Bezirks-, Kreis- oder Ortsvereinigung angehdren, in der es seinen Wohnsitz hat. Uber
Ausnahmen entscheidet auf Antrag des betreffenden Mitglieds der Landesvorstand.

5.6  Um eine dezentrale Gliederung der politischen Vereinigung FREIE WAHLER Niedersachsen und
Basisdemokratie zu sichern, regelt die Satzung eine groBtmdgliche Autonomie der Orts-,
Kreis-, Bezirksvereinigungen. Entscheidende Organe sind die jeweiligen Mitglieder- bzw.
Delegiertenversammlungen.

5.7  Alle Gliederungen unterhalb der Landesvereinigung Niedersachsen sind an die Satzung, an die
Schiedsordnung und an die Beitrags- und Finanzordnung der Landesvereinigung gebunden.
Sie geben sich lediglich eine Geschaftsordnung.

5.8 Die jeweiligen Gebietsvereinigungen beschlieBen in ihren Mitglieder- bzw. Delegierten-
versammlungen iiber die Einreichung von Wahlvorschldgen fiir Wahlen zu Volksvertretungen
nach dem Bundeswahlgesetz und/oder Landeswahlgesetz innerhalb ihres Gebietsbereiches.

6 OrdnungsmaBnahmen gegen Vereinigungen und Organe

6.1 Gegen Vereinigungen und Organe der politischen Vereinigung FREIE WAHLER Niedersachsen,
die Bestimmungen der Satzung missachten oder in wesentlichen Fragen gegen die Zielsetzung
der politischen Vereinigung FREIE WAHLER handeln, kénnen OrdnungsmaBnahmen durch den
Landesvorstand angeordnet werden.

6.2  OrdnungsmaBnahmen sind

(1 die Erteilung vonVerwarnungen,
(2 das befristete Ruhen des Vertretungsrechtes,
(3 die Amtsenthebung von Organen.

6.3 Eine Amtsenthebung darf nur wegen schwerwiegenderVerstoBe gegen die Grundsdtze oder die
Ordnung der politischen Vereinigung FREIE WAHLER Niedersachsen angeordnet werden. Sie
tritt auBer Kraft, wenn sie nicht auf der ndchsten Landesmitglieder- bzw.
Landesdelegiertenversammlung bestatigt wird.

6.4  Gegen OrdnungsmaBnahmen nach 6.2 (1 und 6.2 (2 kann das Schiedsgericht angerufen
werden. Der Einspruch ist innerhalb einer Frist von 2 Wochen einzulegen.

Seite 11 von 23 Satzung der Landesvereinigung FREIE WAHLER Niedersachsen



FREIE WAHLER

7 OrdnungsmaBBnahmen gegen Mitglieder
7.1  Gegen Mitglieder, die

(1 die Grundsatze der politischen Vereinigung FREIE WAHLER missachten oder
(2 gegen die politische Zielsetzung der politischen Vereinigung FREIE WAHLER handeln,

kénnen OrdnungsmaBnahmen nach vorheriger schriftlicher oder miindlicher Anhdrung des
betroffenen Mitgliedes ausgesprochen werden.

7.2 OrdnungsmaBnahmen sind

(1 Verwarnung,

(2 Enthebung von Amtern innerhalb der politischen Verelnlgung FREIE WAHLER,

(3 Aberkennung des Rechtes zur Bekleidung von Amtern innerhalb der politischen
Vereinigung FREIE WAHLER und

(4 Ausschluss aus der politischen Vereinigung FREIE WAHLER.

OrdnungsmaBnahmen kénnen fiir eine Zeit von 6 Monaten bis zu 5 Jahren ausgesprochen
werden. Ein Ausschluss setzt voraus, dass das Mitglied vorsatzlich und in die FREIEN WAHLER
schadigender Absicht gegen die Satzung oder erheblich gegen die Grundsatze und die Ordnung
der politischen Vereinigung FREIE WAHLER verst6Bt.

7.3 Uber OrdnungsmaBnahmen gemaB 7.2 (1 - (3 entscheidet der fiir das Mitglied zustidndige
Orts-, Kreis-, Bezirks-, oder Landesvorstand mit jeweils einfacher Mehrheit.

Uber den Ausschluss gemaB 7.2 (4 entscheidet das nach der Schiedsgerichtsordnung
zustandige Schiedsgericht. Gegen den Beschluss dieses Schiedsgerichtes kann Berufung
hoherer Stufe eingelegt werden. Diese Berufung ist innerhalb einer Frist von 2 Wochen nach
Bekanntgabe des Beschlusses einzulegen.

Der Beschluss ist schriftlich zu begriinden. In dringenden und schwerwiegenden Fillen, die
sofortiges Eingreifen erfordern, kann der fiir das Mitglied zustandige Vorstand das Mitglied von
der Ausiibung seiner Rechte bis zur Entscheidung des Schiedsgerichtes ausschlieBen.

7.4  Einen Antrag auf Anordnung einer OrdnungsmaBnahme kann jedes Mitglied an den nach 7.3
fir das betroffene Mitglied zustandigen Vorstand stellen. Dem fiir das betroffene Mitglied
zustandigen Gebietsvorstand ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

7.5  OrdnungsmaBnahmen werden mit dem Zeitpunkt wirksam, an dem die MaBnahme
unanfechtbar geworden ist. In schwerwiegenden Féllen kann gleichzeitig mit der Verhdngung
nach 7.2 (2 und 7.2 (3 ange ordnet werden, dass die MaBnahme sofort in Kraft tritt.

7.6 Gegen OrdnungsmaBnahmen ist Einspruch an das Schiedsgericht zuldssig. Der Einspruch ist
innerhalb einer Frist von 2 Wochen nach Mitteilung des Beschlusses einzulegen.
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7.7

8.1

8.2

8.3

9.1

FREIE WAHLER

Mitglieder, gegen die ein staatsanwaltliches Ermittlungsverfahren wegen einesVergehens oder
Verbrechens anhéngig ist, konnen fiir die Dauer des Verfahrens von ihren Amtern innerhalb der
politischen Vereinigung FREIE WAHLER enthoben werden; es kann ferner angeordnet werden,
dass sie bis zum Abschluss des Verfahrens keine Amter innerhalb der politischen Vereinigung
bekleiden diirfen. Die Abs. 7.3 - 7.6 gelten entsprechend.

8 Organe der Landesvereinigung
Die Organe der politischen Vereinigung FREIE WAHLER Niedersachsen sind:

- der Landesparteitag, bzw. die Landesdelegiertenversammlung. Ab 300 Mitgliedern kann
eine Landesdelegiertenversammlung einberufen werden. Die Entscheidung iiber die Art der
Versammlung trifft die Landesmitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit. Die
Aufgaben und Regelungen fiir die Landesmitgliederversammlung sind addquat der
Landesdelegiertenversammlung;

- der Landesvorstand.

Die Organe geben sich eine Geschéftsordnung.

Die Mitglieder der Organe sind ehrenamtlich tatig. Eine Entschadigung kann gewahrt werden.
Néheres regelt die Erstattungsordnung.

Die Organe der Untergliederungen werden durch die Landessatzung der Landesvereinigung
festgelegt.

9 Landesvorstand

(1 Der Landesvorstand vertritt die politische Vereinigung FREIE WAHLER Niedersachsen nach
innen und auBen gemdB § 26 (2 BGB. Er fiihrt deren Geschéfte auf der Grundlage der
Beschliisse der Organe, erledigt die laufenden Angelegenheiten und bereitet die Sitzungen
der Organe vor.

(2 Er entscheidet iiber alle Angelegenheiten der politischen Vereinigung FREIE WAHLER
Niedersachsen, soweit nicht Landesmitglieder- bzw. Landesdelegiertenversammlung zur
Entscheidung berufen ist.

(3 Die Mitglieder des Landesvorstandes werden in geheimer Wahl mindestens in jedem
zweiten Kalenderjahr gewahlt.

Der Landesvorstand muss aus mindestens drei Mitgliedern bestehen. Wiederwahl ist
moglich. Alle Mitglieder des Landesvorstandes werden auf derselben Landesmitglieder-
bzw. Landesdelegiertenversammlung gewahlt.

Ist eine Nachwahl aufgrund vorzeitigen Ausscheidens oder Abwahl erforderlich, erfolgt
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FREIE WAHLER

diese nur fiir den Rest der laufenden Amtszeit. Die Mitglieder des Landesvorstandes fiihren
bei abgelaufener Amtszeit bis zur Neuwahl des Landesvorstandes die Geschafte
kommissarisch weiter.

(4 Die Landesmitglieder- bzw. Landesdelegiertenversammlung kann mit einer Dreiviertel-
Mehrheit beschlieBen, den Gesamtvorstand oder einzelne Mitglieder abzuwahlen.

(1 Dem Landesvorstand gehoren als stimmberechtigte Mitglieder an:

- der Landesvorsitzende,

- drei gleichberechtigte stellvertretende Landesvorsitzende,

- der Landesgeschéftsfiihrer, der auf Vorschlag des Landesvorsitzenden und seiner
Stellvertreter von der Landesmitglieder-/Delegiertenversammlung gewé&hlt wird

- der Landesschatzmeister,

- der Landesschriftfiihrer,

- der Generalsekretar

- derVorsitzende der Fraktion FREIE WAHLER im Landtag von Niedersachsen

(2 Dem Landesvorstand gehdren als stimmberechtigte Beisitzer an:

- alsVertreter der Landesteile, die Kreisvorsitzenden, oder deren Vertreter, oder ein von der
Kreisvereinigung gewahlter Vertreter
- dieVorsitzenden der gegriindeten Landesarbeitsgemeinschaften

(3 Der Landesvorstand vertritt die politische Vereinigung FREIE WAHLER Niedersachsen nach
auBen, gerichtlich und auBergerichtlich, mit dem Landesvorsitzenden und einem der drei
stellvertretenden Landesvorsitzenden gemeinsam.

(4 Der Landesvorstand darf gemdB den gesetzlichen Vorschriften der Bundesrepublik
Deutschland nicht mehrheitlich mit auslandischen Biirgern besetzt werden.

(5 Eig weisungsgebundenes Mitglied einer Geschaftsstelle der Landesvereinigung FREIE
WAHLER Niedersachsen kann nicht zugleich Mitglied des Vorstandes sein, dessen
Weisungen es unterworfen ist.

Der Landesvorstand kann zu seiner Unterstiitzung Beauftragte fiir bestimmte Aufgabenbereiche
nach Beschlussfassung berufen. Folgende Beauftragte kdénnen durch den Landesvorstand
generell berufen werden und auf Beschluss des Landesvorstandes an seinen Sitzungen ohne
Stimmrecht teilnehmen:

- der Landesjustiziar,

- der Beauftragte fiir Internet und IT

- der Beauftragte fiir Marketing und Wahlkampf

- der Beauftragte fiir Presse- und Offentlichkeitsarbeit

Bei Bedarf konnen durch den Landesvorstand weitere Beauftragte fiir zusatzliche
Aufgabenbereiche berufen werden.
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Zur Durchfiihrung der Beschliisse desVorstandes, sowie zur Erledigung der laufenden und der
besonders dringlichen Vorstandsgeschafte wird aus der Mitte des Gesamtvorstandes ein
Préasidium (Geschéftsfiihrender Vorstand gebildet.

Dem Prasidium gehoren 8 stimmberechtigte Mitglieder an, diese sind:

- der Landesvorsitzende,

- die drei stellvertretenden Landesvorsitzenden
- der Landesgeschaftsfiihrer

- der Landesschatzmeister

- der Landesschriftfiihrer

- der Generalsekretar

Der Landesvorsitzende darf ab einer Hohe von 3.000,00 Euro nur gemeinsam mit einem seiner
Stellvertreter Rechtsgeschéfte mit Zahlungsverpflichtungen abschlieBen.

Laufende Rechtsgeschdfte mit Zahlungsverpflichtungen, die den laufenden Betrieb
aufrechterhalten, kénnen bis zu einer Héhe von 3.000,00 Euro vom Landesvorsitzenden, dem
Landesgeschéaftsfiihrer, dem Landesschatzmeister allein unterzeichnet werden.

Vertretungsberechtigt fiir den Landesvorsitzenden bei Verhinderung sind gemeinsam zwei
seiner Stellvertreter.

Weiteres regelt die Geschaftsordnung

(1 Der Landesschatzmeister ist verantwortlich fiir die Buch- und Kassenfithrung und die
Vorbereitung des Rechnungspriifungsberichtes.

Zahlungen erfolgen nur nach Anweisung durch den Landesvorsitzenden bzw. durch seine
beiden Vertretungsberechtigten, oder dem Landesgeschaftsfiihrer.

Der Landesschatzmeister ist verpflichtet, zu allen finanzwirksamen Antrdgen Stellung zu
nehmen.

(2 Zwei von der Landesmitglieder- bzw. Landesdelegiertenversammlung bestellte
Kassenpriifer priifen Kasse und Jahresabschluss.

(3 Vertretungsberechtigt fiir den Landesschatzmeister beiVerhinderung sind gemeinsam der
Landesvorsitzende und der Landesgeschaftsfiihrer.

(1 Beschliisse und Wahlergebnisse der einzelnen Versammlungen der verschiedenen Organe
sind vom Landesschriftfiihrer zu protokollieren und zu unterzeichnen.

(2 Das Protokoll (Niederschrift wird sofort nach Erstellung (max. 2 Wochen zur Priifung nur
dem Landesvorstand iibersandt. Wenn 2 Wochen nach Ubersendung kein Einspruch erfolgt,
gilt das Protokoll als angenommen. Die Ubersendung erfolgt auf elektronischem oder
postalischem Weg.

Seite 15 von 23 Satzung der Landesvereinigung FREIE WAHLER Niedersachsen



FREIE WAHLER

9.8

9.9

9.10

9.11

9.12

10.1

Zum Amt des Landesschatzmeisters sowie zum Amt des Landesjustiziars kénnen sich nur
Personen mit entsprechender beruflicher Eignung bewerben. Diese berufliche Eignung muss
vor der Wahl der Landesmitglieder-/Landesdelegiertenversammlung nachgewiesen werden.

Aufgrund der besonders vertrauensvollen Stellung sowie aufgrund der sehr zeit- und
arbeitsintensiven Tatigkeit, die weit {iber die normale ehrenamtliche Aktivitat hinausgeht, kann
dem Landesgeschaftsfiihrer neben seinen Aufwendungen gemaB Erstattungsordnung zusatzlich
eine finanzielle Vergiitung bezahlt werden, die mit dem Landesvorstand vereinbart wird.
Weiteres regelt die Geschaftsordnung des Landesvorstandes.

(1

(2

Der Landesvorstand tagt in der Regel alle drei Monate. Er wird durch den
Landesvorsitzenden mit einer Ladungsfrist von mindestens 1 Woche auf elektronischem
oder postalischem Weg einberufen. Zu einer weiteren Sitzung tritt der Landesvorstand
zusammen, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder es verlangt.

Dringlichkeitsantrdge oder Antrage, die sich aus der Diskussion heraus ergeben und nicht
auf derTagesordnung stehen, sind mdglich, wenn ihre Behandlung von der Mehrheit der
Mitglieder im Landesvorstand nicht abgelehnt wird.

Kontrollrechte des Landesvorstandes

(1

(2

3

Der Landesvorsitzende, jeder seiner Stellvertreter, der Landesgeschéftsfiihrer, sowie jedes
vom Landesvorstand beauftragte Mitglied, welches seinen Auftrag nachzuweisen hat,
haben das Recht, an allen Beratungen nachgeordneter Organe oder Gliederungen der
politischen Vereinigung teilzunehmen. Diese Rechte gelten nicht gegeniiber
Schiedsgerichten.

Der Landesvorstand kann jederzeit die Untergliederungen und deren Unternehmungen
sowie Arbeitsgemeinschaften kontrollieren, Aufschliisse anfordern und Abrechnungen
verlangen.

Der Landesvorstand hat darauf hinzuwirken, dass jeder Vorstand einer Gliederung
(Bezirks-, Kreis-, Ortsvereinigung die Pflicht zur 6ffentlichen Rechenschaftslequng sowie
die fristgerechte und laut den geltenden Wahlgesetzen ordnungsgemédBe Aufstellung von
Kandidaten erfiillt.

Der Landesvorstand gibt sich zur Erledigung seiner Geschdfte eine Geschaftsordnung.

Fiir

10 Landesarbeitsgemeinschaften

besondere gesellschaftliche Gruppen und Aufgaben konnen innerhalb der

Landesvereinigung FREIE WAHLER Niedersachsen Arbeitsgemeinschaften gebildet werden. Die
Arbeitsgemeinschaften sind unselbstandiger Teil der Landesvereinigung und keine Gliederung.
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Sie haben die Aufgabe Bindeglied zu gesellschaftlichen Gruppen zu sein, die sich in den
politischen Bereichen engagieren, in denen die Arbeitsgemeinschaften in der
Landesvereinigung FREIE WAHLER Niedersachsen zustandig sind. Die Arbeitsgemeinschaften
nehmen im Rahmen der ihnen eingerdumten Zustandigkeiten besondere Aufgaben in der
Landesvereinigung FREIE WAHLER Niedersachsen und in der Offentlichkeit wahr und nehmen
durch ihre Aktivitat Einfluss auf die politische Willensbildung. Die Arbeitsgemeinschaften sind
an die Grundsitze, Ziele und die Satzung der Landesvereinigung FREIE WAHLER
Niedersachsen, sowie an die Ordnung fiir FREIE WAHLER Arbeitsgemeinschaften gebunden.

10.2 Der Landesvorstand hat die alleinige Kompetenz iiber die Bildung und den Widerruf von
Arbeitsgemeinschaften sowie iiber die Ausgestaltung der Ordnung fiir FREIE WAHLR
Niedersachsen Arbeitsgemeinschaften zu beschlieBen. Der Landesvorstand hat eine Ordnung
fiir FREIE WAHLER Niedersachsen Arbeitsgemeinschaften zu beschlieBen, in der die Anzahl und
Art der Arbeitsgemeinschaften sowie deren Zustandigkeitsbereich, innerer Aufbau und
Geschéftsordnung festgelegt werden.

11 Landesdelegiertenversammlung
11.1 Die Landesdelegiertenversammlung besteht aus

- dem Landesvorstand,

- den Bezirksvorsitzenden,

- je einem Delegierten pro Kreisvereinigung (Grundmandat,

- den fiir jede Kreisvereinigung stimmberechtigten Delegierten.

(1) Ein Delegierter pro Kreisvereinigung ist Grundmandat. Dieser durch Wahl zu bestimmende
Delegierte bzw. sein Stellvertreter ist berechtigt, das Versammlungsprotokoll entgegen zu
nehmen und zu priifen.

Weiteres regelt die Geschaftsordnung

(2 Zur Ermittlung der zusatzlichen Delegiertenanzahl pro Kreisvereinigung gilt folgender
Berechnungsschliissel: Pro 50 Mitglieder: 1 Delegierter. MaBgeblich sind die fiir den
letzten Jahresrechenschaftsbericht gepriiften Mitgliederzahlen.

Die fiir die Landesdelegiertenversammlung stimmberechtigten Delegierten sind von den
jeweiligen Kreisvereinigungen aus dem Kreis ihrer stimmberechtigten Mitglieder zu
wahlen. Soweit den Bezirksvorsitzenden und Delegierten fiir die Teilnahme an den
Landesdelegiertenversammlungen Kosten im Sinne der Erstattungsordnung der
Bundesvereinigung FREIE WAHLER entstehen, sind diese von den jeweiligen Bezirks-
/Kreisvereinigungen zu tragen.

11.2 (1 Die Landesmitglieder- bzw. Landesdelegiertenversammlung findet mindestens einmal im
Kalenderjahr statt.

(2 Der Landesvorstand beruft die Landesmitglieder-/delegiertenversammlung mindestens
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drei Wochen vorher durch Ladung der gewahlten Delegierten auf elektronischem oder
postalischem Weg unter Beifiigung der vorldufigen Tagesordnung ein.

11.3  Zur Landesmitglieder-/Delegiertenversammlung zur Aufstellung von Landeslisten wird unter
Wahrung einer Frist von zwei Wochen eingeladen. Wenn der Niedersachsische Landtag, oder
der Bundestag vorzeitig aufgeldst wird (Art. 81 HV; Art. 39 GG kann die Landesmitglieder -
/Delegiertenversammlung zur Aufstellung einer Landesliste mit einer Frist von sieben Tagen
einberufen werden.

11.4  Die Landesmitglieder- bzw. Landesdelegiertenversammlung ist oberstes Organ der politischen
Vereinigung FREIE WAHLER Niedersachsen. Zu ihren Aufgaben gehdéren:

(1
(2
3

(4

5

(6

(7

(8

©

die Beschlussfassung iiber den Rechenschaftsbericht des Landesvorstandes,
die Beschlussfassung iiber den Rechnungspriifungsbericht,
die Beschlussfassung iiber die Entlastung des Landesvorstandes,

die Wahl des Landesvorstandes, der beiden Rechnungspriifer sowie des Landesschieds-
gerichtes,

die Beschlussfassung iiber den Grundkonsens, die Satzung, die Leitlinien, die Programme,
die Schiedsgerichtsordnung, die Beitrags- und Finanzordnung und die Geschaftsordnung
fiir die Durchfiihrung der Landesmitglieder- bzw. Landesdelegiertenversammlung, die
Bestandteil der Satzung ist,

die Aufteilung des Beitrags- und nichtgebundenen Spendenaufkommens sowie des
Landesanteils der staatlichen Parteienfinanzierung zwischen den Bezirksvereinigungen
und der Landesvereinigung,

die Beschlussfassung zu ordnungsgemdB vorgelegten Antrdgen und Dringlichkeits-
antragen,

die Beschlussfassung iiber die Auflésung der politischen Vereinigung FREIE WAHLER
Niedersachsen oder die Verschmelzung mit einer anderen politischen Gruppierung / Partei,

die Beschlussfassung {iber die Auflésung von Bezirks-/Kreisvereinigungen bei
schwerwiegenden VerstéBen gegen Grundkonsens und Satzung der Organisation,

(10 das Einrichten eines Schiedsgerichtes. Das Nahere regelt die Schiedsordnung.

11.5 Eine auBerordentliche Landesmitglieder-/delegiertenversammlung ist einzuberufen

auf Mehrheitsbeschluss des Landesvorstandes,

auf Beschluss der ordentlichen Landesdelegiertenversammlung,

auf Antrag von mindestens einem Drittel aller stimmberechtigten Delegierten,
auf Antrag von mindestens drei Bezirksvereinigungen.
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11.6 Jede erste Mitglieder-/Delegiertenversammlung, egal welcher Ebene, gilt als
Jahreshauptversammlung. In dieser soll die Entgegennahme des Jahresberichtes und die
Entlastung desVorstandes vorgenommen werden.

Die Zustellung der Protokolle regelt die Geschaftsordnung

12 Bezirksvereinigungen und Bezirksvereinigungsvorstande

12.1 Die Bezirksvereinigungen kdnnen mehrere Landkreise und Stadte und/oder einen oder mehrere
Landtagswahlkreise umfassen.

12.2 Organe der Bezirksvereinigung sind die Bezirksvereinigungsversammlung und der
Bezirksvereinigungsvorstand.
Zu den Aufgaben der Bezirksvereinigungsversammlung gehoren:

- die Beschlussfassung der inneren Organisation und der Aufgabenverteilung im Rahmen
einer Geschaftsordnung,

- die Behandlung politischer Themen,

- die Kenntnisnahme des finanziellen Rechenschaftsberichtes,

- die Beschlussfassung iiber die Entlastung des Vorstandes,

- die Entgegennahme der Berichte der Mandatstrager im Bereich der Bezirksvereinigung,

- die Wahl der Mitglieder des Bezirksvereinigungsvorstandes,

- die Wahl der zwei Kassenpriifer,

- die Wahl von Delegierten und von Bewerbern fiir 6ffentliche Wahlen.

12.3 Der Bezirksvereinigungsvorstand besteht aus dem Bezirksvereinigungsvorsitzenden, dem
Stellvertreter, dem Schatzmeister, dem Schriftfiihrer sowie weiteren Mitgliedern. Die Anzahl der
weiteren Mitglieder des Bezirksvereinigungsvorstandes legt die Bezirksvereinigungs-
versammlung in einer Geschaftsordnung fest.

12.4 Zu den Aufgaben des Bezirksvereinigungsvorstandes gehoren:

- die Vertretung der FREIEN WAHLER Niedersachsen im Bereich der Bezirksvereinigung,

- die Behandlung dringlicher politischer Themen,

- die Aufstellung und Beschlussfassung eines Haushaltsplanes und eines Finanzplanes der
Bezirksvereinigung fiir das laufende Geschéftsjahr und das Folgejahr,

- die Erledigung der laufenden Geschafte der Bezirksvereinigung,

- die Zusammenstellung und Beschlussfassung des finanziellen Rechenschaftsberichtes zur
Weiterleitung an den Landesvorstand

- die Anordnung und Durchfiihrung besonders dringlicher MaBnahmen,

- die Offentlichkeitsarbeit,
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13.1

13.2

13.3

13.4

13.5

13 Kreisvereinigungen und Kreisvereinigungsvorstande

Eine Kreisvereinigung umfasst das Gebiet eines Landkreises oder das Gebiet von einem bis
drei Landtagswahlkreisen. Die Vereinigung der Region Hannover umfasst das Regionsgebiet
Hannover und ist einer Kreisvereinigung gleichzusetzen.

In der Aufbauphase kann eine Kreisvereinigung auch das Gebiet von bis zu drei Landkreisen
umfassen

Organe der Kreisvereinigungen sind die Kreisvereinigungsversammlung und der
Kreisvereinigungsvorstand.

Zu den Aufgaben der Kreis- bzw. Regionsversammlung gehdren:

- die Beschlussfassung der inneren Organisation und der Aufgabenverteilung im Rahmen
einer Geschaftsordnung,

- die Behandlung politischer Themen,

- die Kenntnisnahme des finanziellen Rechenschaftsberichtes

- die Beschlussfassung iiber die Entlastung des Vorstandes,

- die Entgegennahme der Berichte der Mandatstrager im Bereich der Kreisvereinigung,

- die Wahl der Mitglieder des Kreis- oder Regionsvereinigungsvorstandes,

- die Wahl der zwei Kassenpriifer,

- die Wahl der Delegierten und Ersatzdelegierten in die Landesdelegiertenversammlung,

- die Wahl der Delegierten und Ersatzdelegierten in die Bezirksvereinigungsversammlung,
wenn diese als Vertreterversammlung stattfindet.

- die Wahl von Delegierten und von Bewerbern fiir 6ffentliche Wahlen.

Der Kreis- oder Regionsvereinigungsvorstand besteht aus demVorsitzenden, dem Stellvertreter,
dem Schatzmeister, dem Schriftfiihrer, sowie weiteren Mitgliedern. Die Anzahl der weiteren
Mitglieder des Kreisvereinigungsvorstandes legt die Kreisvereinigungsversammlung in einer
Geschaftsordnung fest.

Zu den Aufgaben des Kreis- oder Regionsvereinigungsvorstandes gehdren:

die Vertretung der FREIEN WAHLER Niedersachsen im Bereich der Kreis- oder
Regionsvereinigung,

die Behandlung dringlicher politischer Themen,

die Aufstellung und Beschlussfassung eines Haushaltsplanes und eines Finanzplanes der
Kreisvereinigung fiir das laufende Geschaftsjahr und das Folgejahr,

die Erledigung der laufenden Geschéfte der Kreis- oder Regionsvereinigung,

die Zusammenstellung und Beschlussfassung des finanziellen Rechenschaftsberichtes zur
Weiterleitung an den Landesvorstand bis zum Februar des dem Haushaltsplan folgenden Jahres,
die Anordnung und Durchfiihrung besonders dringlicher MaBnahmen,

die Offentlichkeitsarbeit,

die Wahl von Delegierten und von Bewerbern fiir 6ffentliche Wahlen.

Seite 20 von 23 Satzung der Landesvereinigung FREIE WAHLER Niedersachsen



FREIE WAHLER

14.1

14.2

14.3

14 Beschlussfahigkeit der Organe

Der Landesvorstand ist beschlussfahig, wenn mindestens acht seiner Mitglieder anwesend sind.

Das Prasidium (Geschéftsfiihrender Vorstand ist beschlussfdhig, wenn mindestens fiinf
Prasidiumsmitglieder anwesend sind.

(1

(2

3

Eine ordnungsgemaR einberufene Landesmitglieder- bzw. Landesdelegiertenversammlung
ist ohne Riicksicht auf die Zahl der erschienenen Stimmberechtigten beschlussfahig.
Satzungsanderungen bediirfen der Zustimmung von zwei Drittel aller anwesenden
Stimmberechtigten.

Ausnahmen bilden hier die Abwahl von Landesvorstandsmitgliedern oder des gesamten
Landesvorstandes. Um {iber diese giiltig eingereichten Antrdge abstimmen zu kénnen, ist
eine Anwesenheit von mindestens zwei Drittel der stimmberechtigten Mitglieder
notwendig. Es bedarf dabei der Zustimmung von Dreiviertel aller anwesenden
Stimmberechtigten.

Ausnahmen bilden hier die Auflosung der politischen Vereinigung FREIE WAHLER
Niedersachsen, Auflésen einer Bezirksvereinigung oder Verschmelzung mit anderen
Organisationen. Um {iber diese giiltig eingereichten Antrdge abstimmen zu kdnnen, ist
eine Anwesenheit von mindestens fiinf Prdsidiumsmitgliedern, mindestens drei
Bezirksvorsitzenden, die nicht gleichzeitig dem Prasidium angehdren, und mindestens 2/3
der Stimmberechtigten notwendig. Es bedarf dabei der Zustimmung von Dreiviertel aller
anwesenden Stimmberechtigten.

Nach der Beschlussfassung erfolgt das Verfahren einer Urabstimmung der Mitglieder

gemaB Urabstimmungsordnung. Der Beschluss gilt nach dem Ergebnis der Urabstimmung
als bestatigt, gedandert oder aufgehoben.

15 Wahlverfahren

Alle Wahlverfahren regelt die Wahlordnung der Bundesvereinigung der FREIEN WAHLER in seiner
giiltigen Fassung.

16.1

16 Satzung

Satzungsédndernde Antrage kdénnen nicht Gegenstand eines Dringlichkeitsantrages sein,

sondern miissen auf derTagesordnung stehen.

16.2 Anderungen der Satzung treten zum Zeitpunkt der Beschlussfassung in Kraft, soweit nichts
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16.3

17.1

17.2

18.1

18.2

anderes beschlossen wird.
Salvatorische Klausel: Sollten Regelungen dieser Satzung geltendem Recht widersprechen, sind

solche Regelungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck dieser Satzung am
Néchsten kommen.

17 Auflosung
Die Auflosung der politischen Vereinigung FREIE WAHLER Niedersachsen kann nur in einer zu
diesem Zweck einberufenen Landesmitglieder- bzw. Landesdelegiertenversammlung erfolgen
mit der Anwesenheit der erforderlichen Anzahl an Stimmberechtigten und mit
Mehrheitsbeschluss gemdB 13.3 (3 dieser Satzung.
Das Vermogen der politischen Vereinigung FREIE WAHLER Niedersachsen wird nach dem

Auflosungsbeschluss der Bundesvereinigung FREIE WAHLER zugefiihrt, falls dieser nicht mehr
bestehen sollte, seiner Nachfolgeorganisation.

18 Erganzende Regelungen
Soweit diese Satzung keine Regelungen enthdlt, gelten die gesetzlichen Bestimmungen.

Die in der Satzung verwendeten Bezeichnungen sind geschlechtsneutral.
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Niedersachsen

19 Inkrafttreten

Die hier vorliegende, gednderte Satzung tritt mit Anderungsbeschluss zum Zeitpunkt der
Beschlussfassung in Kraft und ist durch den Landesvorstand zu unterzeichnen.

Walsrode, den 28. September 2019
Der Landgsvorstand
ot

Alét{ldeansen
Landesvorsitzender

™\

\ - ff(D Ao %ffb{/{ M

Sanja Werner Alrich Bartels

stellv. Landesvorsitzende stellv. Landesvorsitzender
N DBl

Rainer Nowak Kurt Hoffmann

stellv. Landesvorsitzender Landesgeschéftsfiihrer

Wilfried ngtleben Dieter HoIs%gn
Landesschatzmeister Landesschriftfiihrer

Seite 23 von 23 Satzung der Landesvereinigung FREIE WAHLER Niedersachsen



	Präambel
	1 Name und Sitz, Vereinszweck
	2 Mitgliedschaft
	3 Rechte und Pflichten der Mitglieder
	4 Beiträge und Finanzen
	5 Gliederung und Struktur
	6 Ordnungsmaßnahmen gegen Vereinigungen und Organe
	7 Ordnungsmaßnahmen gegen Mitglieder
	8 Organe der Landesvereinigung
	9 Landesvorstand
	10 Landesarbeitsgemeinschaften
	11 Landesdelegiertenversammlung
	12 Bezirksvereinigungen und Bezirksvereinigungsvorstände
	13 Kreisvereinigungen und Kreisvereinigungsvorstände
	14 Beschlussfähigkeit der Organe
	15 Wahlverfahren
	16 Satzung
	17 Auflösung
	18 Ergänzende Regelungen
	19 Inkrafttreten

